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Besetzung 
 Einzelrichter Gregor Chatton, 

mit Zustimmung von Richter Basil Cupa;   

Gerichtsschreiber Matthew Pydar. 

   

Parteien 

 
A._______, geboren am (…), 

Belarus,   

vertreten durch Lea Hungerbühler, Rechtsanwältin, 

und Liliya Zinkovska,  

Beschwerdeführer,  

  

  
gegen 

  
Staatssekretariat für Migration SEM, 

Quellenweg 6, 3003 Bern, 

Vorinstanz. 

   

Gegenstand 

 
Nichteintreten auf Asylgesuch und Wegweisung (Dublin- 

Verfahren - Art. 31a Abs. 1 Bst. b AsylG);  

Verfügung des SEM vom 16. Dezember 2024. 
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Sachverhalt: 

A.  

Der belarussische Beschwerdeführer verliess sein Heimatland letztmals 

am 1. September 2024 und reiste durch Kasachstan, Usbekistan und Kir-

gisistan. Am 23. Oktober 2024 flog er von Kirgisistan nach Ungarn und ge-

langte von dort mit dem Bus in die Schweiz, wo er am 3. November 2024 

ein Asylgesuch stellte. Er verfügte über ein von Italien in Vertretung von 

Malta ausgestelltes Schengen-Visum, das vom 12. Mai 2024 bis zum 

12. November 2024 gültig war. 

B.  

Am 11. November 2024 führte die Vorinstanz mit dem Beschwerdeführer 

das persönliche Gespräch durch gemäss Art. 5 der Verordnung (EU) 

Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 

2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mit-

gliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen 

oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internatio-

nalen Schutz zuständig ist (nachfolgend: Dublin-III-VO). Im Rahmen dieser 

Befragung gewährte die Vorinstanz dem Beschwerdeführer das rechtliche 

Gehör zur allfälligen Zuständigkeit Italiens für die Behandlung seines Asyl-

gesuchs. In der Folge ergab sich indes die mögliche Zuständigkeit Maltas, 

weshalb am 18. November 2024 ein ergänzendes Gespräch stattfand. 

C.  

Die maltesischen Behörden hiessen das Gesuch der Vorinstanz vom 

12. November 2024 um Übernahme des Beschwerdeführers gemäss 

Art. 12 Abs. 2 Dublin-III-VO am 14. November 2024 gut. 

D.  

Mit Verfügung vom 16. Dezember 2024 – eröffnet am 17. Dezember 2024 – 

trat die Vorinstanz in Anwendung von Art. 31a Abs. 1 Bst. b AsylG 

(SR 142.31) auf das Asylgesuch des Beschwerdeführers nicht ein und ver-

fügte die Überstellung nach Malta, welches gemäss Dublin-III-VO für die 

Behandlung seines Asylgesuchs zuständig sei. Gleichzeitig verfügte die 

Vorinstanz den Vollzug der Wegweisung dorthin und stellte fest, einer all-

fälligen Beschwerde gegen den Entscheid komme keine aufschiebende 

Wirkung zu. 

E.  

Die zugewiesene Rechtsvertretung zeigte mit Schreiben vom 17. Dezem-

ber 2024 die Beendigung des Mandatsverhältnisses an. 
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F.  

Mit Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht vom 24. Dezember 

2024 beantragte der Beschwerdeführer, die angefochtene Verfügung sei 

aufzuheben. Die Vorinstanz sei anzuweisen, auf das Asylgesuch einzutre-

ten und das Asylverfahren in der Schweiz durchzuführen. Eventualiter sei 

der Entscheid der Vorinstanz aufzuheben und die Angelegenheit zu weite-

ren Sachverhaltsabklärungen an die Vorinstanz zurückzuweisen. Sub-

eventualiter sei die Vorinstanz anzuweisen, von den Behörden Zusicherun-

gen einzuholen, dass ab Ankunft im Dublin-Mitgliedstaat umgehend Ob-

dach, Nahrung, eine adäquate und regelmässige medizinische sowie psy-

chologische Behandlung zur Verfügung stünden. Es seien die unentgeltli-

che Prozessführung zu gewähren und ein amtlicher Rechtsbeistand einzu-

setzen. Es sei im Sinne vorsorglicher Massnahmen die aufschiebende Wir-

kung zu erteilen und die Vollzugsbehörden anzuweisen, von einer Über-

stellung abzusehen. 

G.  

Mit Verfügung vom 27. Dezember 2024 setzte der Instruktionsrichter den 

Vollzug der Wegweisung per sofort einstweilen aus. 

Das Bundesverwaltungsgericht zieht in Erwägung: 

1.  

1.1 Das Verfahren richtet sich nach dem VwVG, dem VGG und dem BGG, 

soweit das AsylG nichts anderes bestimmt (Art. 37 VGG und Art. 6 AsylG 

[SR 142.31]). Dabei entscheidet das Bundesverwaltungsgericht endgültig 

(Art. 105 AsylG i.V.m. Art. 31-33 VGG; Art. 83 Bst. d Ziff. 1 BGG). 

1.2 Die Beschwerde ist zulässig (Art. 105 AsylG; Art. 31 ff. VGG). Die übri-

gen Sachurteilsvoraussetzungen (Legitimation [Art. 48 Abs. 1 VwVG], Frist, 

[Art. 108 Abs. 3 AsylG] und Form [Art. 52 Abs. 1 VwVG]) sind erfüllt. Auf 

die Beschwerde ist einzutreten. 

2.  

2.1. Mit Beschwerde kann die Verletzung von Bundesrecht (einschliesslich 

Missbrauch und Überschreiten des Ermessens) sowie die unrichtige oder 

unvollständige Feststellung des rechtserheblichen Sachverhalts gerügt 

werden (Art. 106 Abs. 1 AsylG). 

2.2. Die Beschwerde erweist sich als offensichtlich unbegründet, weshalb 

sie im Verfahren einzelrichterlicher Zuständigkeit mit Zustimmung eines 

zweiten Richters beziehungsweise einer zweiten Richterin (Art. 111 Bst. e 
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AsylG), ohne Durchführung eines Schriftenwechsels und mit summari-

scher Begründung, zu behandeln ist (Art. 111a Abs. 1 und 2 AsylG). 

3.  

Auf Asylgesuche wird in der Regel nicht eingetreten, wenn Asylsuchende 

in einen Drittstaat ausreisen können, der für die Durchführung des Asyl- 

und Wegweisungsverfahrens staatsvertraglich zuständig ist (Art. 31a 

Abs. 1 Bst. b AsylG). Zur Bestimmung des staatsvertraglich zuständigen 

Staates prüft das SEM die Zuständigkeitskriterien gemäss Dublin-III-VO. 

Führt diese Prüfung zur Feststellung, dass ein anderer Mitgliedstaat für die 

Prüfung des Asylgesuchs zuständig ist, tritt das SEM, nachdem der betref-

fende Mitgliedstaat einer Überstellung oder Rücküberstellung zugestimmt 

hat, auf das Asylgesuch nicht ein (vgl. BVGE 2017 VI/5 E. 6.2). 

4.  

4.1. Gemäss Art. 3 Abs. 1 Dublin-III-VO wird jeder Asylantrag von einem 

einzigen Mitgliedstaat geprüft, der nach den Kriterien des Kapitels III als 

zuständiger Staat bestimmt wird. Das Verfahren zur Bestimmung des zu-

ständigen Mitgliedstaates wird eingeleitet, sobald in einem Mitgliedstaat 

erstmals ein Asylantrag gestellt wird (Art. 20 Abs. 1 Dublin-III-VO). Im Fall 

eines sogenannten Aufnahmeverfahrens (engl.: take charge) sind die in 

Kapitel III (Art. 8–15 Dublin-III-VO) genannten Kriterien in der dort aufge-

führten Rangfolge (Prinzip der Hierarchie der Zuständigkeitskriterien; vgl. 

Art. 7 Abs. 1 Dublin-III-VO) anzuwenden, und es ist von der Situation im 

Zeitpunkt, in dem der Antragsteller erstmals einen Antrag in einem Mitglied-

staat gestellt hat, auszugehen (Art. 7 Abs. 2 Dublin-III-VO). 

4.2. Besitzt der Antragsteller ein gültiges Visum, so ist der Mitgliedstaat, 

der das Visum erteilt hat, für die Prüfung des Antrags auf internationalen 

Schutz zuständig, es sei denn, dass das Visum im Auftrag eines anderen 

Mitgliedstaats im Rahmen einer Vertretungsvereinbarung gemäss Artikel 8 

der Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 13. Juli 2009 über einen Visakodex der Gemeinschaft erteilt 

wurde. In diesem Fall ist der vertretene Mitgliedstaat für die Prüfung des 

Antrags auf internationalen Schutz zuständig (Art. 12 Abs. 2 Dublin-III-VO).  

Der Beschwerdeführer besass ein bis zum 12. November 2024 gültiges 

Schengen-Visum, das ihm von den italienischen Behörden in Vertretung 

Maltas ausgestellt worden war (vgl. SEM-Akten 9/2, ID-002/4). Nachdem 

die maltesischen Behörden innert der in Art. 22 Abs. 1 Dublin-III-VO fest-

gelegten Frist dem Aufnahmegesuch der Vorinstanz zugestimmt haben, ist 

die Zuständigkeit Maltas grundsätzlich gegeben. 
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4.3. In grundlegender Hinsicht ist festzuhalten, dass die Dublin-III-VO den 

Schutzsuchenden kein Recht einräumt, den ihren Antrag prüfenden Staat 

selber auszuwählen (vgl. BVGE 2010/45 E. 8.3). 

5.  

5.1. Im Lichte von Art. 3 Abs. 2 Dublin-III-VO ist zu prüfen, ob es wesentli-

che Gründe für die Annahme gibt, das Asylverfahren und die Aufnahmebe-

dingungen für Asylsuchende in Malta würden systemische Schwachstellen 

aufweisen, die eine Gefahr einer unmenschlichen oder entwürdigenden 

Behandlung im Sinne des Artikels 4 der EU-Grundrechtecharta mit sich 

bringen würden. 

5.2. Malta ist Signatarstaat der EMRK, des Übereinkommens vom 10. De-

zember 1984 gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder er-

niedrigende Behandlung oder Strafe (FoK, SR 0.105) und des Abkommens 

vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (FK, 

SR 0.142.30) sowie des Zusatzprotokolls der FK vom 31. Januar 1967 

(SR 0.142.301) und kommt seinen diesbezüglichen völkerrechtlichen Ver-

pflichtungen nach. Es darf davon ausgegangen werden, dieser Staat aner-

kenne und schütze die Rechte, die sich für Schutzsuchende aus den Richt-

linien des Europäischen Parlaments und des Rates 2013/32/EU vom 

26. Juni 2013 zu gemeinsamen Verfahren für die Zuerkennung und Aber-

kennung des internationalen Schutzes (sog. Verfahrensrichtlinie) sowie 

2013/33/EU vom 26. Juni 2013 zur Festlegung von Normen für die Auf-

nahme von Personen, die internationalen Schutz beantragen (sog. Aufnah-

merichtlinie) ergeben (vgl. BVGE 2012/27 und Urteil des BVGer  

E-3480/2023 vom 19. Juli 2023 E. 7.5 m.w.H.). Individuelle und konkrete 

Umstände, die diese Vermutung widerlegen könnten, hat der Beschwerde-

führer weder vorgetragen noch dargetan. Unter diesen Umständen ist die 

Anwendung von Art. 3 Abs. 2 Dublin-III-VO nicht gerechtfertigt. 

5.3. Der Beschwerdeführer fordert mit seinem Vorbringen die Anwendung 

der Ermessensklausel von Art. 17 Abs. 1 Dublin-III-VO, respektive der 

– das Selbsteintrittsrecht im Landesrecht konkretisierenden – Bestimmung 

von Art. 29a Abs. 3 der Asylverordnung 1 vom 11. August 1999 (AsylV 1, 

SR 142.311), gemäss welcher das SEM das Asylgesuch "aus humanitären 

Gründen" auch dann behandeln kann, wenn dafür gemäss Dublin-III-VO 

ein anderer Staat zuständig wäre. Dieser Selbsteintritt ist zwingend auszu-

üben, sofern individuelle Überstellungshindernisse vorliegen (vgl. BVGE 

2015/9 E. 8.2.1). 
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5.4. Der Beschwerdeführer berief sich ausschliesslich auf seinen Gesund-

heitszustand, ohne konkrete Gefahren für eine ordnungsgemässe Behand-

lung seines Asylgesuchs durch die maltesischen Behörden oder allfällige 

Abhängigkeitsverhältnisse in der Schweiz geltend zu machen. Er behaup-

tete, aufgrund seines physischen und psychischen Zustandes nicht in der 

Lage zu sein, in ein anderes Land weiterzureisen (vgl. SEM-Akten 18/3, 

25/3). Er machte insbesondere Panikattacken, Schlafstörungen sowie Ver-

dauungsprobleme geltend.  

5.4.1. Eine zwangsweise Rückweisung von Personen mit gesundheitlichen 

Problemen kann nur ganz ausnahmsweise einen Verstoss gegen Art. 3 

EMRK darstellen. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die betroffene 

Person sich in einem fortgeschrittenen oder terminalen Krankheitsstadium 

und bereits in Todesnähe befindet, nach einer Überstellung mit dem siche-

ren Tod rechnen müsste und dabei keinerlei soziale Unterstützung erwar-

ten könnte (vgl. BVGE 2011/9 E. 7 mit Hinweisen auf die damalige Praxis 

des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte [EGMR]). Eine wei-

tere vom EGMR definierte Konstellation betrifft Schwerkranke, die durch 

die Abschiebung – mangels angemessener medizinischer Behandlung im 

Zielstaat – mit einem realen Risiko konfrontiert würden, einer ernsten, ra-

schen und unwiederbringlichen Verschlechterung ihres Gesundheitszu-

stands ausgesetzt zu werden, die zu intensivem Leiden oder einer erheb-

lichen Verkürzung der Lebenserwartung führen würde (vgl. Urteil des 

EGMR Paposhvili gegen Belgien 13. Dezember 2016, Grosse Kammer, 

41738/10, §§ 180–193 m.w.H.). 

Aus dem ärztlichen Bericht vom 22. November 2024 geht hervor, dass der 

Beschwerdeführer an ADHS leidet, häufig Kopfschmerzen hat und unter 

Schlafstörungen leidet (vgl. SEM-Akten 26/3). Nach Aktenlage sind jedoch 

keine gesundheitlichen Beeinträchtigungen ersichtlich, die einer Überstel-

lung nach Malta entgegenstehen würden (vgl. SEM-Akten 26/3, 27/1, 

28/2). 

5.4.2. Im Übrigen ist allgemein bekannt, dass Malta über eine ausrei-

chende medizinische Infrastruktur verfügt. Die Mitgliedstaaten sind ver-

pflichtet, den Antragstellern die erforderliche medizinische Versorgung, die 

zumindest die Notversorgung und die unbedingt erforderliche Behandlung 

von Krankheiten und schweren psychischen Störungen umfasst, zugäng-

lich zu machen (Art. 19 Abs. 1 Aufnahmerichtlinie). Antragstellern mit be-

sonderen Bedürfnissen ist die erforderliche medizinische oder sonstige 

Hilfe (einschliesslich nötigenfalls einer geeigneten psychologischen Be-

treuung) zu gewähren (Art. 19 Abs. 2 Aufnahmerichtlinie). Es gibt keine 
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konkreten Hinweise darauf, dass dem Beschwerdeführer eine angemes-

sene medizinische Behandlung verweigert würde. Die schweizerischen 

Behörden, die mit dem Vollzug der angefochtenen Verfügung beauftragt 

sind, werden den medizinischen Umständen bei der Bestimmung der kon-

kreten Modalitäten der Überstellung des Beschwerdeführers Rechnung 

tragen und die maltesischen Behörden vorgängig in geeigneter Weise über 

die spezifischen medizinischen Umstände informieren (vgl. Art. 31 f. Dub-

lin-III-VO). 

6.  

Individuelle Garantien sind von den maltesischen Behörden nach dem Ge-

sagten keine einzuholen. Das entsprechende (Subeventual-)Begehren des 

Beschwerdeführers ist abzuweisen. 

7.  

Das SEM ist demnach zu Recht in Anwendung von Art. 31a Abs. 1 Bst. b 

AsylG auf das Asylgesuch des Beschwerdeführers nicht eingetreten. Da 

der Beschwerdeführer nicht im Besitz einer gültigen Aufenthalts- oder Nie-

derlassungsbewilligung ist, wurde die Wegweisung nach Malta in Anwen-

dung von Art. 44 AsylG ebenfalls zu Recht angeordnet (Art. 32 Bst. a 

AsylV 1). 

8.  

Die Beschwerde ist abzuweisen. Das Eventualbegehren um Rückweisung 

zu weiteren Sachverhaltsabklärungen ist damit abzuweisen. Mit dem vor-

liegenden Urteil fällt der am 27. Dezember 2024 angeordnete Vollzugs-

stopp dahin. Das Gesuch um Erteilung der aufschiebenden Wirkung ist ge-

genstandslos geworden.  

9.  

Die Begehren erweisen sich als aussichtslos, weshalb das Gesuch um un-

entgeltliche Prozessführung und Rechtsverbeiständung (Art. 65 Abs. 1 und 

Abs. 2 VwVG) abzuweisen ist. Bei diesem Ausgang des Verfahrens sind 

die Kosten dem Beschwerdeführer aufzuerlegen (Art. 63 Abs. 1 VwVG) 

und auf insgesamt Fr. 750.– festzusetzen (Art. 1–3 des Reglements vom 

21. Februar 2008 über die Kosten und Entschädigungen vor dem Bundes-

verwaltungsgericht [VGKE, SR 173.320.2]). 

(Dispositiv nächste Seite)  
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Demnach erkennt das Bundesverwaltungsgericht: 

1.  

Die Beschwerde wird abgewiesen. 

2.  

Das Gesuch um Gewährung der unentgeltlichen Prozessführung wird ab-

gewiesen. 

3.  

Die Verfahrenskosten von Fr. 750.– werden dem Beschwerdeführer aufer-

legt. Dieser Betrag ist innert 30 Tagen ab Versand des Urteils zugunsten 

der Gerichtskasse zu überweisen. 

4.  

Dieses Urteil geht an den Beschwerdeführer, das SEM und die kantonale 

Migrationsbehörde. 

 

Der Einzelrichter: Der Gerichtsschreiber: 

  

Gregor Chatton Matthew Pydar 

 

 

Versand: 07.01.2025 


